
IIwie im Strafprozeß, bedarf keiner näheren Begründung. 
Aber es muß mit allem Nachdruck gefordert werden, 
daß von der landläufigen Handhabung der Substitution, 
wie sie sich offenbar vor den unteren Gerichten hier 
und da noch als Rückstand früherer Arbeitsmethoden 
erhalten hat, vor dem Obersten Gericht grundsätzlich 
Abstand genommen werden muß. Vor allem aber er­
fordert die besondere Stellung des einer Partei beige- 
ordneten Anwalts, daß er die Termine vor dem Ober­
sten Gericht persönlich wahrnimmt und sich dabei 
nicht durch einen beliebigen anderen Kollegen vertre­
ten läßt. Auf keinen Fall aber darf er unentschuldigt 
ausbleiben, wie das vor einem Zivilsenat sogar in zwei 
aufeinander folgenden Terminen in derselben Sache 
geschehen ist.

In das Kapitel derselben schlechten Gewohnheiten 
früherer Zeiten gehört auch die immer wieder festzu­
stellende Belastung der Gerichtsakten durch eine Über­
zahl von Schriftsätzen, die oftmals nur aus Wieder­
holungen bestehen und dadurch die Arbeit in einer 
bisweilen unerträglichen Weise erschweren, ohne daß 
sie dem betreffenden Klienten irgendwie nützen. Eine 
straffe Konzentration des vorzutragenden tatsächlichen 
und rechtlichen Stoffes, wenn irgend möglich in einem 
oder zwei Schriftsätzen, muß hier verlangt werden, und 
das wird sich auch erreichen lassen, wenn sich der 
Anwalt möglichst schon bei der Auftragserteilung von 
seinem Mandanten erschöpfend informieren läßt. Dop­
pelt gilt das für das Verfahren der Berufungsinstanz. 
Läßt sich ein Korrespondenzanwalt nicht vermeiden, 
so trifft diesen die gleiche Pflicht wie den Hauptan­
walt. Anwälte, die so verfahren, werden sehr bald 
feststellen, in welchem Maße eine solche Arbeits­
methode auch für sie selbst eine Ersparnis an Zeit und 
Mühe mit sich bringt.

Eine Selbstverständlichkeit ist oder sollte es doch 
sein, daß auch in Zivilsachen der Anwalt seinen Vor­
trag in der mündlichen Verhandlung gründlich und 
sorgfältig vorbereitet, wie er mit Recht von den Mit­
gliedern des Gerichts die gleiche Sorgfalt in der Vor­
bereitung erwarten darf. Unsere Anwälte dürfen sich 
nicht darauf verlassen, daß ihnen der Vorsitzende oder 
ein Beisitzer des Gerichts — unbeschadet natürlich der 
Leitung der Verhandlung durch den Vorsitzenden — 
den Vortrag der Sache abnimmt, denn dieser liegt eben, 
und zwar nach § 526 ZPO auch in der Berufungsin­
stanz, den Parteien bzw. ihren Prozeßbevollmächtig­
ten ob.

Schließlich mag noch eine kurze Bemerkung über das 
allgemeine Auftreten vor dem Gericht gestattet sein:

Es erscheint fast peinlich, daß wir unsere Anwälte 
darauf hinweisen müssen, daß man vor dem Obersten 
Gericht nicht in sportlicher Aufmachung erscheint. In 
Straf- wie in Zivilsachen gehört es zu den demokra­
tischen Pflichten des Staatsbürgers, die der Anwalt 
vorbildlich vertreten muß, daß er der Würde und Auto­
rität des Staates,, wie sie in den Sitzungen der Gerichte 
und insbesondere des Obersten Gerichts unmittelbar 
lebendig in die Erscheinung tritt, in gebührender Weise 
Rechnung trägt und Achtung entgegenbringt. Es ge­
hört sich also nicht, daß der Verteidiger oder Prozeß­
bevollmächtigte auf seinem Platze sitzen bleibt, wenn 
das Gericht den Verhandlungssaal betritt oder verläßt 
oder an den Verteidiger Fragen stellt. Auch das ist in 
der Tat vorgekommen.

Wenn wir so aus unseren Beobachtungen und Erfah­
rungen beim Obersten Gericht an dieser Stelle zur 
Sprache bringen, was ausgesprochen werden muß, so 
wollen wir damit nicht nur unseren Rechtsanwälten 
helfen, sondern auch den Kreis- und Bezirksgerichten 
Hinweise geben, damit auch bei ihnen durch gemein­
sames Zusammenwirken aller Beteiligten alte schlechte 
Gewohnheiten und Lässigkeiten ausgemerzt werden 
und so eine unserer neuen Gerichtsordnung würdige, 
nach allen Seiten vorbildliche Gemeinschaftsarbeit in 
der Justiz geleistet und gesichert wird. Wir glauben, 
daß dieser Hinweis genügt, um das Verantwortungs­
bewußtsein der Anwaltschaft dafür zu wecken, daß sie 
diese Fehler und Schwächen in Selbstdisziplin und 
Selbstkritik schnell ausmerzt.

Wilhelm. H e i n r i c h ,  Oberrichter am Obersten
Gericht der Deutschen Demokratischen Republik

In § 2 GVG heißt es:
„Die Rechtsprechung der Gerichte der Deutschen 

Demokratischen Republik dient dem Aufbau des 
Sozialismus, der Einheit Deutschlands und dem 
Frieden.

Ihre Aufgabe ist
a) der Schutz der auf der Verfassung der Deut­

schen Demokratischen Republik beruhenden ge­
sellschaftlichen und staatlichen Ordnung und 
ihrer Rechtsordnung,

b) der Schutz und die Förderung der Grundlagen 
der sozialistischen Wirtschaft, vor allem des 
sozialistischen Eigentums und der Volkswirt­
schaftspläne,

c) der Schutz der verfassungsmäßigen Interessen 
der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Organisationen,

d) der Schutz der gesetzlichen Rechte und Inter­
essen der Bürger.

Die Gerichte der Deutschen Demokratischen 
Republik erziehen durch ihre Rechtsprechung alle 
Bürger in ihrem beruflichen und persönlichen 
Leben zu einem verantwortungsbewußten Ver­
halten und zur gewissenhaften Befolgung der Ge­
setze.“

Aus dieser Bestimmung ergeben sich auch ganz ein­
deutig die Aufgaben der Rechtsanwälte, die als Organe 
der Rechtspflege den Gerichten bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben helfen müssen.

Haben unsere Rechtsanwälte ihre Aufgaben schon 
erkannt? Hierzu stellt Vizepräsident Dr. Hilde B e n ­
j a m i n  in ihrer Antwort an Rechtsanwalt Dr. Glaser 
(NJ 1952 S. 546) u. a. fest:

„. . . Seine Auffassung von den Rechten des 
Verteidigers beweist, daß die neuen Gesetze un­
sere Rechtsanwälte zwar bewegen, aber noch nicht 
alle in der richtigen Weise. Es zeigt sich, daß die 
ideologische Wandlung, die die Voraussetzung für 
die richtige Handhabung der neuen Gesetze ist, 
zwar die Gerichte schon zum großen Teil, aber 
offenbar noch nicht alle Rechtsanwälte erfaßt hat.“

Mit dieser Feststellung trifft Vizepräsident Dr. Ben­
jamin den Nagel auf den Kopf.

Während sich unsere Richter seit dem Bekannt­
werden der neuen Gesetze ernsthaft bemühen, in das 
Neue der Gesetze einzudringen, dieses Neue zu er­
kennen und die Gesetze entsprechend dieser Erkennt­
nis anzuwenden, haben unsere Rechtsanwälte hier an­
scheinend noch sehr wenig getan.

Sie suchen vielmehr in den neuen Gesetzen die Vor­
schriften, die ihre Tätigkeit angeblich einschränken, 
und begehen dabei den schweren Fehler, Vergleiche 
neuer Bestimmungen mit früheren Vorschriften anzu­
stellen. Mit Recht ist davor gewarnt worden, und diese 
Warnung kann nicht oft genug wiederholt werden.

Es gibt auch einige Rechtsanwälte, die versuchen, die 
neuen Vorschriften zu umgehen, in dem Glauben, daß 
ihre früheren Methoden auch heute Erfolg haben müß­
ten. Obwohl das Gesetz ausdrücklich bestimmt, daß in 
Strafsachen vor dem Bezirksgericht nur der Rechts­
anwalt oder ein amtlich bestellter Vertreter als Ver­
teidiger auftreten darf, und obwohl die Rechtsanwälte 
diese Bestimmung kennen, möchten einige von ihnen 
immer wieder, ihre juristischen Hilfsarbeiter auftreten 
lassen. Um dies zu erreichen, bedienen sie sich der 
verschiedensten und der fadenscheinigsten Begründun­
gen. Ein Rechtsanwalt aus Leipzig beispielsweise ver­
suchte innerhalb von 14 Tagen dreimal durch schrift­
liche Eingaben an das Gericht — und zwar jeweils ein 
oder zwei Tage vor der Hauptverhandlung —, sich in 
Prozessen vor dem 1, Strafsenat des Bezirksgerichts 
durch einen seiner juristischen Hilfsarbeiter vertreten
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